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Immobilienwirtschaft
Die Wiederkehr kommunaler Wohnungspolitik

Robert Kitzmann

Zurück in die Zukunft!? Die Wiederkehr 
kommunaler Wohnungspolitik

Trotz einer Entwicklung zu mehr Deregulierung und Finanzialisierung der Woh-
nungsmärkte leitete Berlin vor einigen Jahren einen Prozess ein, bei welchem 
die öffentliche Hand wieder zunehmend in die Wohnungsversorgung eingreift. 
Diese Wiederkehr kommunaler Wohnungsversorgung mag vor dem Hintergrund 
massiver Liberalisierungen in den 1990er und 2000er Jahren überraschen, jedoch 
ist eine aktive öffentliche Wohnungspolitik in Berlin aus historischer Perspektive 
nicht neu, galt die Stadt doch vor der Phase der Marktderegulierung jahrzehnte-
lang als Hochburg kommunaler Wohnraumversorgung. Diese intensive öffentliche 
Auseinandersetzung mit der städtischen Wohnungsversorgung wird aktuell wie-
derentdeckt. 

Graniki 2016, S. 75) wurde die „wohnungspolitisch innova-
tivste Phase“ (Schmitt 2003, S. 57) der deutschen Geschich-
te eingeleitet. Durch die Bevorzugung bei der Vergabe von 
Fördermitteln war es den neu entstandenen öffentlichen Un-
ternehmen möglich, erschwinglichen Wohnraum für breite 
Schichten der Bevölkerung in großem Umfang bereitzustel-
len (vgl. Hanauske 1999, S. 99). Von 1918 bis 1930 wurden 
in Berlin 135.000 Wohneinheiten errichtet, ca. 60% davon 
durch gemeinnützige Wohnungsunternehmen (vgl. Häußer-
mann/Kapphan 2000, S. 49).

Auch nach der Teilung Berlins wurde die Beteiligung der öf-
fentlichen Hand im Wohnungsbau in beiden Teilstädten noch 
intensiver. Während in Ostberlin der Wohnungsbau unter dem 
Ziel einer „Entkommerzialisierung von Stadtentwicklung und 
Wohnungsbau“ (ebd., S. 59) durch die zentralstaatliche Lei-
tung der DDR durchgeführt wurde, wurde in Westdeutsch-
land ein Sozialer Wohnungsbau etabliert, um den Wohnungs-
neubau nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges zu fördern. 
Von 1952 bis 1961 wurden in Westberlin gut 192.000 Wohn-
einheiten errichtet, 90% davon im Rahmen des Sozialen Woh-
nungsbaus (vgl. Hanauske 1999, S. 92 ff.). Da im Anschluss 
an den Bau der Berliner Mauer private Bauherren ihre Bautä-
tigkeiten reduzierten, waren es in der Folge insbesondere öf-
fentliche Wohnungsunternehmen, welche den Wohnungsbau 
vorantrieben (vgl. Häußermann/Kapphan 2000, S. 76). 

Seit den frühen 1970er Jahren wurde das Prinzip der öffentli-
chen Wohnungsversorgung und des Sozialen Wohnungsbaus 
zunehmend in Frage gestellt. So wurde der Abriss innerstäd-
tischer Altbaubestände, welche den neuentstehenden Wohn-
siedlungen weichen mussten, scharf kritisiert (vgl. Zhang 
2015, S. 67), sodass der Senat zunehmend Sanierungs- und 
Modernisierungsmaßnahmen dem großflächigen Abriss der 

Im Zuge zunehmender deutschlandweiter Wanderungsbe-
wegungen in die Städte (vgl. Braun 2016, S. 85) wird Woh-
nungspolitik zum Ziel der Befriedigung des Grundbedürf-
nisses Wohnen immer relevanter. Die Rolle der öffentlichen 
Hand im deutschen, europäischen als auch globalen Kontext 
beschränkte sich jedoch im Rahmen massiver Wohnungslibe-
ralisierungen in den letzten Jahrzehnten auf den Verkauf öf-
fentlicher Wohnungsbestände (vgl. Holm 2011, S. 683), den 
Abbau von Regulierungen auf den Wohnungsmärkten (vgl. 
Green/Wachter 2007, S. 3) sowie die Reduzierung von staatli-
chen Fördermitteln für die Wohnraumversorgung (vgl. Turner/
Whitehead 2002, S. 203). Berlin, welches hier als Fallbeispiel 
dienen soll, leitete trotz jener Entwicklungen unlängst einen 
Prozess ein, bei welchem der Senat wieder stärker in die Woh-
nungsversorgung eingreift, um auf einem derzeit sehr ange-
spannten Wohnungsmarkt eine sozialverträgliche Wohnraum-
versorgung zu gewährleisten. Die Reorientierung des Berliner 
Senats auf eine zunehmend öffentliche Wohnungsversorgung 
trotz zunehmender Attraktivität der Stadt für globale Inves-
toren ist hierbei auch vor dem Hintergrund des jüngsten UN 
World Cities Report (2016), welcher eine Neuausrichtung ur-
baner Wohnungspolitiken im globalen Kontext fordert (vgl. 
UNHABITAT 2016, S. 49 ff.), hochinteressant.

Aufstieg und Verfall der öffentlichen Wohn-
raumversorgung
Die passive Rolle der öffentlichen Hand hinsichtlich umfängli-
cher Investitionen in den Wohnungsbau, welche bis zum Ende 
des Ersten Weltkrieges vorherrschte (vgl. Bernhardt 1999,  
S. 49), änderte sich mit Beginn der Weimarer Republik. Durch 
die Gründung gemeinnütziger öffentlicher Wohnungsunter-
nehmen und die massive Förderung des Wohnungsbaus (vgl. 
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BMJV 2017b, S. 8) entstanden in (Ost-)Berlin elf kommunale 
Wohnungsunternehmen mit 246.000 Wohneinheiten (vgl. 
Holm 2005, S. 4). Das 1993 erlassene Altschuldenhilfegesetz 
führte in (Ost)Berlin zu einem Privatisierungssoll von 36.900 
dieser Wohneinheiten. Darüber hinaus verabschiedete der Se-
nat aufgrund fiskalischer Überlegungen des Weiteren 1994 
eine 15%-Privatisierungsquote für die eigenen Wohnungsun-
ternehmen im Westteil der Stadt (35.400 Wohnungen) sowie 
weitere Beschlüsse zum Verkauf weiterer 50.000 Wohnungen 
(1997) sowie einer kompletten Wohnungsbaugesellschaft 
(2000) (vgl. ebd., S. 6 ff.). Erst mit dem Gesamtkonzept für die 
Städtischen Wohnungsbaugesellschaften in Berlin (2007) be-
endete der Senat die massenhafte Wohnungsprivatisierung. 
Insgesamt verkleinerte sich der städtische Wohnungsbestand 
Berlins zwischen 1990 und 2012 um ca. 210.000 Wohnun-
gen und dessen Marktanteil halbierte sich beinahe (vgl. Holm 
2005, S. 3 f.; Kitzmann 2017, S. 2).

Berlins angespannter Wohnungsmarkt – die 
Rückkehr der öffentlichen Hand 
Der geschilderte Rückzug der öffentlichen Hand geschah wäh-
rend einer Phase, in welcher die Versorgung mit günstigem 
Wohnraum durch einen enormen Angebotsüberhang sicher-
gestellt war. Durch den massiven Jobabbau im verarbeitenden 
Gewerbe, eine sich rasant steigernde Arbeitslosenquote (vgl. 
Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2017a, 2017b) und die 
rapide sinkende Einwohnerzahl (vgl. SENSTADT 2004, S. 38) 
bei gleichzeitig massiven Neubauvolumina, entwickelte sich 

Altbausubstanz vorzog (vgl. Kuhn 1999, S. 125). Durch die 
kulturelle Entwertung der peripheren Großwohnsiedlungen 
der 1960er Jahre bildete sich vermehrt ein Bewusstsein für 
die Vorzüge des innerstädtischen Wohnens (vgl. Bodenschatz 
1999, S. 235; Kuhn 1999, S. 126). Auch das Ende des deut-
schen Wirtschaftswunders und die zunehmend in finanzielle 
Notlage geratenden öffentlichen Haushalte sorgten für eine 
großflächige Einstellung des Sozialen Wohnungsbaus bis Mit-
te der 1980er Jahre, da sich die behutsame Stadterneuerung 
für die öffentliche Hand auch kostengünstiger darstellte (vgl. 
Bodenschatz 1999, S. 230 ff.). Die Dominanz gemeinnützi-
ger Wohnungsunternehmen generell sowie auch öffentlicher 
Wohnungsunternehmen im Speziellen wich zu Gunsten (klei-
ner) privater Bauherren und Eigentümer (vgl. ebd., S. 233; 
Droste/Knorr-Siedow 2008, S. 97 f.). Letztendlich wurde 1990 
die Wohnungsgemeinnützigkeit abgeschafft (vgl. Jenkis 2000, 
S. 143 ff.).

Trotz der politischen und kulturellen Entwertung der ge-
meinnützigen Wohnungswirtschaft war diese von enormer 
Bedeutung für die Westberliner Wohnungsversorgung der 
Nachkriegszeit: Von den rund 550.000 Wohnungen, welche 
zwischen 1948 und 1987 errichtet wurden, wurden 78% öf-
fentlich gefördert (vgl. Kemper 1998, S. 19). 1990 verfügte 
Westberlin über insgesamt acht städtische Wohnungsunter-
nehmen mit 236.000 Wohneinheiten (vgl. Holm 2005, S. 4). 

Durch die im Einigungsvertrag angelegte Umwandlung des 
ehemaligen volkseigenen DDR-Wohnungsbestandes in neu-
zugründende kommunale Wohnungsunternehmen (vgl. 
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Abb. 1:  Entwicklung des Wohnungsbaus in Berlin seit der Wiedervereinigung. (Quelle: eigene Darstellung nach SENSTADT 2004, S. 18 f., IBB 2007b, 
S. 14f. und IBB 2017a, S. 16 f.)
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Mieterverein 2016) und erste bundesweite Erhebungen be-
legen, dass die Mietpreisbremse bisher kaum Wirkung zeigt 
(vgl. Kholodilin et al. 2016, S. 492 ff.).

Ein weiterer Versuch, die Wohnungsmarktsituation in Berlin zu 
entspannen, kann im „Berliner Wohnraumversorgungsgesetz“ 
(SENJUV 2015b) von 2016 gesehen werden. Auch hier spielen 
die landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften eine zentrale 
Rolle. Die 2012 vereinbarten Quoten zur Wiedervermietung 
an WBS-Empfänger wurden auf eine einheitliche Quote von 
55% angehoben, wobei 20% davon an besondere Bedarfs-
gruppen wie Obdachlose oder Flüchtlinge zu vermieten sind. 
Des Weiteren soll nach Mietsteigerungen in den Beständen 
der landeseigenen Gesellschaften die Miete für sogenannte 
Härtefälle nicht über 30% des Haushaltsnettoeinkommens 
steigen (vgl. ebd., S. 423). Die Bedeutung der landeseigenen 
Wohnungsunternehmen wurde auch durch die Gründung 
einer Anstalt öffentlichen Rechts untermauert, welche politi-
sche Leitlinien der Wohnungsversorgung der Gesellschaften 
entwickeln soll (vgl. ebd., S. 425). Über die landeseigenen 
Gesellschaften hinaus sichert das Berliner Wohnraumversor-
gungsgesetz den öffentlich geförderten Wohnungsbestand 
der Stadt. Hierbei gilt auch nach vorzeitiger Rückzahlung von 
als Darlehen bewilligten öffentlichen Mitteln die Wohnung 
weiterhin als öffentlich gefördert (vgl. ebd., S. 423). Zusätz-
lich wurde ein Sondervermögen eingerichtet, welches der Fi-
nanzierung von Förderprogrammen zum Wohnungsbau, Mo-
dernisierungen und Instandsetzungen von Wohnraum, zum 
Erwerb von Belegungsrechten an bestehendem Wohnraum 
und zum Erwerb von bestehendem Wohnraum dienen soll 
(vgl. ebd., S. 425 f.). Das Berliner Wohnraumversorgungsge-
setz kann insgesamt als das umfangreichste Rahmenwerk zur 
Wohnraumversorgung in Berlin gesehen werden.

Im April 2017 verabschiedete der Senat dann wiederum 
mit den sechs landeseigenen Wohnungsunternehmen eine 
Kooperationsvereinbarung „Leistbare Mieten, Wohnungs-
neubau und soziale Wohnraumversorgung“ (SENSTADT-
WO 2017a), welche als Fortsetzung des 2012er Bündnisses 
gesehen werden kann. Bis 2021 soll der Bestand der sechs 
Wohnungsbaugesellschaften auf 360.000 Wohneinheiten ge-
steigert werden. 50% der neuerrichteten Wohnungen sollen 
direkt an WBS-Inhaber vermietet werden (vgl. ebd., S. 5 ff.). 
Die Wiedervermietungsquote an WBS-Inhaber wurde auf 
60% (25% davon an besondere Bedarfsgruppen) erhöht. Des 
Weiteren wurden abermals die Modernisierungsumlage auf 
6% und die Mietsteigerungspotenziale auf 4% in zwei Jahren 
begrenzt (vgl. ebd., S. 9 f.).

Die vorangegangenen Ausführungen belegen die Bedeutung, 
welche den landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften und 
deren Beständen mittlerweile wieder zugemessen wird. Eine 
2016 verabschiedete Road Map sieht gar die Ausweitung des 
Bestandes auf ca. 400.000 Wohnungen bis 2026 vor (vgl. 
SENSTADTUM 2016, S. 2) (s. auch Tab. 1).
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im Laufe der 1990er ein massives Überangebot an Wohn-
raum. Noch Anfang 2006 lag der langfristige Wohnungsleer-
stand (mehr als sechs Monate) bei 5,8% und betrug in einigen 
Quartieren sogar über 15% (vgl. IBB 2007a, S. 44 f.). Da die 
Wohnungsproduktion seit Ende der 1990er insgesamt massiv 
zurückging, wurde von 2002 bis 2014 auch keine einzige ge-
förderte Wohneinheit errichtet (vgl. Abb. 1).

Diese entspannte Wohnungsmarktlage änderte sich bis heute 
massiv und die aktuelle Situation auf dem Berliner Wohnungs-
markt ist durch Verfügbarkeitsknappheit von (erschwingli-
chem) Wohnraum sowie einem enormen Bevölkerungszuzug 
gekennzeichnet. Von 2011 bis 2015 wuchs die Bevölkerungs-
zahl um 216.000 (+43.200 jährlich) – 93% davon durch Zu-
zug. Diese Phase stellt hierbei eine Zuspitzung eines seit 2005 
anhaltenden Trends dar, wobei die Einwohnerzahl bis 2010 
um 72.000 (+12.000 jährlich) anstieg (vgl. IBB 2016, S. 28; 
IBB 2017a, S. 32). Der lokale Mietspiegel stieg von 4,49 Euro/
qm (netto/kalt) im Jahr 2004 auf 5,84 Euro/qm im Jahr 2014 
(+30%) und die Angebotsmieten stiegen vom ersten Quartal 
2009 bis zum vierten Quartal 2016 von 5,75 Euro/qm auf 9,65 
Euro/qm (+68%) (vgl. IBB 2011, S. 23; IBB 2017a, S. 22, 26 f.). 
In dieser angespannten Wohnungsmarktsituation begann der 
Senat eine Reihe von Maßnahmen zu verabschieden, um wei-
terhin die Wohnungsversorgung für breite Schichten der Be-
völkerung sicherzustellen.

2012 beschloss der Senat zusammen mit den eigenen sechs 
Wohnungsunternehmen das „Bündnis für soziale Wohnungs-
politik und bezahlbare Mieten“ (SENSTADTUM 2012).  Neben 
der Ausweitung des städtischen Wohnungsbestandes von 
ca. 270.000 auf 300.000 bis 2016 (vgl. ebd., S. 13) bestand 
eine zentrale Vereinbarung in Wiedervermietungsquoten an 
Wohnberechtigungsscheininhaber (WBS-Inhaber) im Bestand 
der landeseigenen Gesellschaften. Sollten zukünftig 50% 
aller freiwerdenden Wohnungen in der Innenstadt (S-Bahn-
Ring) an jene Personengruppe wiedervermietet werden, wa-
ren es außerhalb des Zentrums 33% (vgl. ebd., S. 16). Des 
Weiteren wurden die städtischen Wohnungsunternehmen 
dazu verpflichtet, die zulässige Erhöhung von Bestandsmieten 
nach BGB von 20% in drei Jahren auf 15% in vier Jahren und 
die gesetzlich zulässige Modernisierungsumlage von 11% auf 
9% zu senken (vgl. ebd., S. 15). 

Im Jahr 2015 wurde die „Mietenbegrenzungsverordnung“ 
(SENJUV 2015a), welche auf dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
beruht, durch den Berliner Senat verabschiedet. Der im selben 
Jahr neu ins BGB aufgenommene und als „Mietpreisbremse“ 
bekannte § 556d (vgl. BMJV 2017a, S. 135) ermächtigt die 
Länder, Gebiete mit angespanntem Wohnungsmarkt für einen 
Zeitraum von fünf Jahren auszuweisen, in denen bei Wieder-
vermietung die ortsübliche Vergleichsmiete um nicht mehr als 
10% überstiegen werden darf (vgl. ebd., S. 135). Die Miet-
preisbremse wurde jedoch bereits scharf durch Mieterverbän-
de kritisiert (vgl. Deutscher Mieterbund 2015, 2016; Berliner 
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Diskussion und Ausblick
Die Wiederentdeckung kommunaler Handlungsmöglichkeiten 
im Bereich der Wohnungspolitik – auch wenn diese in Berlin 
recht intensiv und mit Blick auf die Liberalisierung der voraus-
gegangenen knapp 20 Jahre scheinbar schlagartig einsetzte – 
ist auf nationaler Ebene keine Ausnahme. Auch andere Städte 
wie Hamburg (2011) verabschiedeten Maßnahmen zur stärke-
ren Inanspruchnahme ihrer eigenen Wohnungsunternehmen 
auf angespannten Wohnungsmärkten (vgl. BSW 2011, S. 6) 
und sogar in Dresden, wo 2006 das einzige städtische Woh-
nungsunternehmen verkauft wurde, diskutiert man derzeit 
wieder über die Gründung einer eigenen Wohnungsbauge-
sellschaft (vgl. Seifert/Müller 2016, S. 58 ff.). Ferner kam auch 
die Mietpreisbremse in einer Reihe weiterer Bundesländer und 
über 300 Städten zur Anwendung (vgl. Kholodilin et al. 2016, 
S. 491 f.).  Dies verdeutlicht, dass deutschlandweit eine Rück-
besinnung auf Aspekte der Wohnraumversorgung durch ge-
zielte öffentliche Einflussnahme stattfindet.

Am Beispiel Berlin wird jedoch deutlich, dass die aktuelle öf-
fentliche Einflussnahme bisher noch nicht die gewünschten 
Effekte erzielte, sondern sich die angespannte Situation auf 
dem Wohnungsmarkt eher noch zuspitzt. Die Angebotsmie-
ten stiegen vom ersten Quartal 2013 bis zum vierten Quartal 
2016 um 1,92 Euro/qm (netto/kalt) und somit stärker als von 
2009 bis 2012 (1,75 Euro/qm) (vgl. IBB 2017a, S. 26 f.). Auf-
grund des massiven Zuzugs in die Stadt scheint hier insbe-
sondere der Wohnungsneubau ein wichtiges Element zu sein, 
um für Entlastung auf dem Wohnungsmarkt zu sorgen. Doch 
obwohl der Gesamtwohnungsbestand in Berlin von 2013 bis 
2016 um 1,8% (+33.356 Wohnungen) anstieg, konnte der 
Wohnungsneubau nicht mit dem Anstieg der Haushaltszahlen 
mithalten. Allein von 2013 bis 2015 verzeichnete die Stadt 
ein Plus von 65.800 zusätzlichen Haushalten (+3,4%), wes-
halb die Anzahl verfügbarer Wohnungen pro Haushalt von 

0,97 auf 0,95 absank (vgl. 
Amt für Statistik Berlin-
Brandenburg 2017c; IBB 
2017a, S. 21). In diesem 
Zusammenhang wird der 
Senat scharf für die insge-
samt wenig förderlichen 
Rahmenbed ingungen 
für Wohnungsneubau 
kritisiert (vgl. Schönball 
2017a). Selbst die eige-
nen Wohnungsunterneh-
men beklagten in einem 
Brief an die Bausenatorin, 
dass die aktuellen Bedin-
gungen auf dem Berliner 
Wohnungsmarkt die Re-
alisierung der von ihnen 
verlangten Ziele kaum 

Ferner machen Berlins Bezirke zunehmend Gebrauch vom In-
strument der (sozialen) Erhaltungssatzung (dem sogenannten 
Milieuschutz) nach § 172 des Baugesetzbuches (vgl. BMJV 
2017c). Dieser ermöglicht es den Gemeinden, für einen Zeit-
raum von fünf Jahren Gebiete auszuweisen, in denen die ge-
genwärtige Zusammensetzung der Wohnbevölkerung erhalten 
werden soll. In den ausgewiesenen Gebieten ist die physische 
Veränderung des Wohnungsbestandes genehmigungspflichtig 
(vgl. ebd., S. 89 f.), um beispielsweise Mietpreissteigerungen 
durch Modernisierungen oder Luxussanierungen vorzubeu-
gen. Auch die Umwandlung von Mietwohnungen in Wohn-
eigentum kann unter Genehmigungspflicht gestellt werden. 
Zwar wird die soziale Erhaltungssatzung bereits seit Mitte der 
1990er durch die Berliner Bezirke umgesetzt (vgl. SENSTADT-
WO 2017b), jedoch konkretisierte der Berliner Senat diese 
2015 durch die „Umwandlungsverordnung“ (SENJUV 2015c), 
welche die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen 
genehmigungspflichtig machte. Derzeit unterliegen in Berlin 
42 Gebiete der sozialen Erhaltungssatzung (vgl. SENSTADT-
WO 2017b) – zwölf davon wurden allein 2016 ausgewiesen 
(vgl. ISS 2016, S. 6 ff.). 

Eine weitere Maßnahme, um den angespannten Mietwoh-
nungsmarkt zu entlasten, war das Ende 2013 verabschiedete 
„Zweckentfremdungsverbot-Gesetz“ (SENJUV 2013), welches 
eine bis Anfang der 2000er geltende Verordnung zur Zweck-
entfremdung von Wohnraum, die jedoch aufgrund eines 
entspannten Wohnungsmarktes abgeschaffte wurde, wie-
derbelebt. Aufgrund zunehmend steigender Touristenzahlen 
(vgl. Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2017d) wurde eine 
Zweckentfremdung von Wohnraum für gewerbliche Zwecke 
(u. a. Ferienwohnungen) verboten (vgl. SENJUV 2013, S. 626). 
Auch der Wohnungsleerstand von mehr als sechs Monaten 
wurde als Zweckentfremdung eingestuft. Die Zweckentfrem-
dung der Wohnungen entzieht dem Mietwohnungsmarkt 
Wohnraum und trägt somit zu einer Angebotsknappheit bei. 
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Tab. 1: Entwicklung des Berliner Wohnungsbestandes im Besitz der städtischen Wohnungsbaugesellschaften. (Quel-
le: eigene Darstellung nach Holm 2005, S. 3 f.; SENSTADTUM 2016, S. 3; SENSTADTWO 2017a, S. 5; Amt für Statistik 
Berlin-Brandenburg 2017c und Geschäftsberichten der sechs städtischen Wohnungsunternehmen)
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BMJV (Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz) (Hrsg.) (2017a): 
Bürgerliches Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 
(BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. 
Juli 2017 (BGBl. I S. 2787) geändert worden ist. Berlin.

BMJV (Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz) (Hrsg.) (2017b):  Eini-
gungsvertrag vom 31. August 1990 (BGBl. 1990 II S. 889), die zuletzt durch Artikel 32 
Absatz 3 des Gesetzes vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 1966) geändert worden ist. Berlin. 

BMJV (Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz) (Hrsg.) (2017c): 
Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. 
I S. 3634). Berlin. 

BMI (Bundesministerium des Innern) (Hrsg.) (2013): Einigungsvertrag vom 31. August 
1990 (BGBl. 1990 II S. 889). Berlin. 

BMJV (Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz) (Hrsg.) (2015): Bau-
gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I 
S. 2414), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I  
S. 1722) geändert worden ist. Berlin. 

BMJV (Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz) (Hrsg.) (2017): 
Bürgerliches Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 
(BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. 
Juli 2017 (BGBl. I S. 2787) geändert worden ist. Berlin. 

Bodenschatz, H. (1999): Wohnungsbaukonzeption in der geteilten Stadt 1957-1989. 
In: Arbeitsgemeinschaft der Berliner Wohnungsbaugesellschaften und der Investiti-
onsbank Berlin (Hrsg.): Wohnen in Berlin. 100 Jahre Wohnungsbau in Berlin. Edition 
StadtBauKunst, Berlin, S. 222–237.

Braun, R. (2016): Ist die Kommunalisierung der Wohnungswirtschaft die richtige Ant-
wort auf die Wohnungsknappheit? In: vhw – Forum Wohnen und Stadtentwicklung, 
H. 2 (2016), S. 85–90.

BSW (Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, Hamburg) (Hrsg.) (2011): Bündnis 
für das Wohnen in Hamburg.

Deutscher Mieterbund (Hrsg.) (2015): Koalition einig bei Mietpreisbremse und Bestel-
lerprinzip. Mieterbund mahnt zügige Umsetzung an. Pressemitteilung vom 25.02.15. 

Deutscher Mieterbund (Hrsg.) (2016): Mietpreisbremse muss nachjustiert werden. 
Mieterbund begrüßt Bundesratsinitiative von Berlin, Hamburg und Nordrhein-
Westfalen. Pressemitteilung vom 09.05.2016.

Droste, C./Knorr-Siedow, T. (2008): Social housing in Germany. In: Whitehead, C./
Scanlon, K. (Hrsg.): Social housing in Europe. The London School of Economics and 
Political Science (LSE), London, S. 90–104.

Graniki, K. (2016): Aktueller denn je: die kommunalen Wohnungsgesellschaften. In: 
vhw – Forum Wohnen und Stadtentwicklung, Nr. 2 (2016), S. 75–78.

Green, R. K./Wachter, S. (2007): The housing finance revolution. Research Paper Nr. 
09-37, Institute for Law and Economics, University of Pennsylvania, Philadelphia. 

Hanauske, D. (1999): Der Wiederaufbau in West-Berlin bis zur Umstellung der 
Wohnbauförderung 1945–1968. In: Arbeitsgemeinschaft der Berliner Wohnungsbau-
gesellschaften und der Investitionsbank Berlin (Hrsg.): Wohnen in Berlin. 100 Jahre 
Wohnungsbau in Berlin. Edition StadtBauKunst, Berlin, S. 88–115.

Häußermann, H. (2006): Marktplatz oder Gemeinwesen? Der politische Inhalt der 
Verkaufspolitik und die Folgen für die Stadtentwicklung. In: vhw – Forum Wohnei-
gentum, Nr. 2 (2006), S. 159–163.

Häußermann, H./Kapphan, A. (2000): Berlin: Von der geteilten zur gespaltenen Stadt? 
Sozialräumlicher Wandel seit 1990. Leske + Budrich, Opladen.

Holm, A. (2005): Verlauf, Umfang und Folgen der Privatisierung der Berliner Woh-
nungsbaugesellschaften 1995–2005. Teilstudie 1: Privatisierungschronologie - Berliner 
Wohnungsbaugesellschaften. Studie im Auftrag der PDS im Berliner Abgeordneten-
haus, Berlin.

Holm, A. (2011): Wohnungsprivatisierung in Europa. Strategien, Verfahren und 
Auswirkungen in Großbritannien, Polen und den Niederlanden. In: Informationen 
zur Raumentwicklung, Nr. 12 (2011), S. 683-697.

IBB (Investitionsbank Berlin) (Hrsg.) (2007a): IBB Wohnungsmarktbericht 2006. 

IBB (Investitionsbank Berlin) (Hrsg.) (2007b): IBB Wohnungsmarktbericht 2006 – 
Tabellenband. 

IBB (Investitionsbank Berlin) (Hrsg.) (2011): IBB Wohnungsmarktbericht 2010 –  
Tabellenband. 

IBB (Investitionsbank Berlin) (Hrsg.) (2016): IBB Wohnungsmarktbericht 2015 –  
Tabellenband. 

IBB (Investitionsbank Berlin) (Hrsg.) (2017a): IBB Wohnungsmarktbericht 2016 –  
Tabellenband. 

zuließen. Sowohl Faktoren wie steigende Grundstückspreise 
und steigende Kosten für Baufirmen und -materialien als auch 
bürokratische Hürden sowie langwierige Prozesse vor Baube-
ginn würden einen zügigen und kostengünstigen Wohnungs-
neubau erschweren (vgl. Schönball 2017b).

Diese Kritik macht deutlich, dass sich eine wieder stärkere 
öffentliche Einflussnahme im Wohnsegment nicht mit der 
Verabschiedung – ggf. ideologisch motivierter – Maßnah-
men begnügen sollte, sondern darüber hinaus auch allge-
meine Rahmenbedingungen der Wohnraumversorgung zu 
berücksichtigen hat. Mit einer diesbezüglichen Ausweitung 
des eingeleiteten Ansatzes könnte Berlin als Beispiel für Kom-
munen dienen, welche sich ebenfalls mit Herausforderungen 
hinsichtlich der Versorgung breiter Bevölkerungsschichten mit 
erschwinglichem Wohnraum konfrontiert sehen. Durch die 
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dem aktuellen globalen Trend hin zu einer liberalisierten Woh-
nungswirtschaft entgegengesetzt wird, kann der Berliner Se-
nat eine neue Phase öffentlich gesteuerter Wohnraumversor-
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aktiver öffentlicher Wohnungspolitik kann Berlin für andere 
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geleitete Wohnungspolitik sollte sich jedoch nicht nur auf ziel-
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sondern darüber hinaus auch Rahmenbedingungen schaffen, 
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und zudem für eine sich immer weiter demografisch und so-
zialausdifferenzierende Berliner Bevölkerung (vgl. IBB 2017b,  
S. 26 ff.) Angebote in verschiedenen Marktsegmenten entste-
hen können.
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Tagung

Weimarer Immobilienrechtstage 2018
Donnerstag, 20. und Freitag, 21. September 2018

Der Deutsche Mieterbund und der vhw – Bundesverband 
für Wohnen und Stadtentwicklung laden Sie herzlich zu den 
Weimarer Immobilienrechtstagen ein. Der zweitätige fachli-
che Austausch deutscher Mietrechtspraktiker vor der histo-
rischen Kulisse Weimars findet in diesem Jahr zum 15. Mal 
statt. Traditionsgemäß beginnt die Veranstaltung mit den 
Berichten zu der aktuellen Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofs. Der nachfolgende Beitrag gilt der Finanzierung 
des kommunalen Straßenausbaus. Im weiteren Verlauf des 
ersten Veranstaltungstags stehen Vorträge zur Darlegungs- 
und Beweislast im Betriebs- und Heizkostenprozess sowie 
zum Thema „Zahlungsverzug und Schonfristzahlung“ auf 
dem Programm. Den Schlusspunkt bildet ein Beitrag zur 
mietrechtlichen Gleichbehandlung von Groß- und Kleinver-
mietern. Der Auftaktbeitrag am zweiten Veranstaltungstag 
widmet sich dem Mieterwechsel. Ein weiterer Beitrag geht 
der Frage nach, ob eine Ausweitung des Mieterschutzes 
insbesondere für kleine Gewerbetreibende geboten ist. Die 
Weimarer Immobilienrechtstage bieten wie in den Jahren zu-
vor über die fachlichen Impulse und Anregungen hinaus brei-
ten Raum, nicht zuletzt beim gemeinsamen Abendbuffet, 
mit Rechtsberatern, Richtern, Fachanwälten und Verwaltern 
sowie Kolleginnen und Kollegen aus Verbänden, Wohnungs-
unternehmen und Kommunen ins Gespräch zu kommen.

Ihr Referent:

Prof. Dr. Markus Artz, Universität Bielefeld 
Dr. Jonas Brinkmann, Universität Bielefeld 
Jost Emmerich, Richter am Oberlandesgericht, München 
Dr. Peter Günter, Richter am Bundesgerichtshof, Karlsruhe 
Prof. Dr. Martin Häublein, Universität Innsbruck 
Stefanie Hanke, Deutsches Institut für Urbanistik, Berlin 
Carsten Herlitz, Rechtsanwalt und Justiziar, GdW Bundes-
verband deutscher Wohnungs- und Immobilienunterneh-
men e.V., Berlin 
Dr. Karin Milger, Vorsitzende Richterin am Bundes- 
gerichtshof, Karlsruhe 
Astrid Siegmund, Vorsitzende Richterin am Landgericht, 
Berlin 
Dr. Kai Zehelein, Richter am Amtsgericht, Hanau

Veranstaltungsort:

Donnerstag/Freitag, 20./21. September 2018 
congress centrum neue weimarhalle 
UNESCO-Platz 1, 99423 Weimar 
Telefon: 03643 745100

Tagungsgebühren:

340,00 Euro für Mitglieder des vhw  
445,00 Euro für Nichtmitglieder

Weitere Informationen:

Tel.: 030/390473-335 oder unter www.vhw.de


